
25 Cent

Während über eine Mil -
liarde Menschen jeden
Tag an Hunger leiden,

weltweit nach UN-Angaben täg-
lich 24 000 Kinder an den Folgen
von Hunger und Unterernährung
sterben, weltweit 1,3 Milliarden
Menschen – ein Fünftel der Welt -
bevölkerung –, keinen Zugang zu
einem Arzt haben und ebenso viele
keinen Zugang zu sauberem Was -
ser, während die Anzahl der An -
alphabeten 2005 weltweit um gut
10 Millionen auf 770 Millionen an -
gestiegen ist, sind die Rüs tungs -
ausgaben in den vergangenen fünf
Jahren weltweit um 22 Pro zent
gestiegen. Welch ein menschen-
verachtendes Gesellschafts system
ist dieser Kapitalismus, der zig
Milliarden für Kriege, Zer störung,
für die Ermordung und Verstüm -
me lung von Men schen ausgibt,
statt mit diesem Geld z. B. die tau-
send stündlich vor Hun ger elendig
sterbenden Kinder zu retten.

Seit 50 Jahren kämpft die Os ter -
marschbewegung in unserem Land
für eine atomwaffenfreie Welt. In

dem ersten Aufruf von 1960 hieß
es: „Jede Her stellung, Erprobung
und Lagerung von Atom  waffen –  
gleich an welchem Ort und in wel-
cher Hand – ist die größte Ge -
fährdung der Mensch heit.“ Dies ist
heute noch genauso aktuell, denn
noch immer lagern auf deutschem
Boden, in Büchel, ca. 20 US-Atom -
waffen. Noch im mer existieren
weltweit bis zu 25 000 Atom waf -
fen, davon 2 500 in ständiger
Alarm bereit schaft. Und noch im -
mer steigt die Zahl der Staaten mit
Atomwaffen. Darum fordern wir

gemeinsam mit der Oster marsch -
bewegung: „Dem muss Ein halt
geboten werden!“

Kommunistinnen und Kom -
munisten gehörten zu den Akteu -
ren der ersten Stunde in der
Ostermarsch bewegung, denn
damals wie heute  geht es darum
ein breites politisches Bünd nis zur
Abschaf fung der Atom waffen zu
schaffen. Wir unterstützen die
Forderungen im diesjährigen
Ostermarschaufruf: „... den soforti-
gen Abzug der US-Atom bomben
aus Deutschland und den Ausstieg
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Wir fordern
ó Bundeswehr raus aus Afghanistan   ó Raus aus der Nato!
ó Schluss mit der grundgesetzwidrigen Politik des weltweiten
ó Kein Einsatzes der Bundeswehr zur Sicherung der ökonomischen

und politischen Interessen des Großkapitals. Sofortiger Rückzug
der Bundeswehr aus allen internationalen Konfliktgebieten.
Schluss mit den Militäreinsätzen, das heißt auch den Blau helm-
ein sätzen der Bundeswehr im Ausland! Auflösung der Bundes -
polizei ein heiten, die für Auslandseinsätze vorgesehen sind!

ó Keine neuen Produktionsprogramme für Waffensysteme der
Bundeswehr. Die Rüstungskosten müssen sofort um mindestens
zehn Prozent gekürzt werden!

Nein zum Krieg
unseres Landes aus der ato maren
Teilhabe. Wir fordern die  Ab -
schaffung aller Atom waffen welt  weit.

Wir fordern die Beendigung des
Afghanistan-Einsatzes der Bun -
deswehr, stattdessen die Unter -
stützung der Bemühungen um
eine Beendigung des Krieges und
zivile Lösungen für den Konflikt.“

Die Bundesregierung hat für
den „Verteidigungs“etat offiziell
31,1 Milliarden Euro vorgesehen.
Geld, das in der Deutschland für
die insgesamt 13 Millionen Men -
schen, die entweder arbeitslos,
Hartz-IV-Empfänger sind oder die
unter prekären und menschenun-
würdigen Arbeitsverhältnissen
mit Niedrigstlöhnen, als Mini job -
ber bzw. Leiharbeiter arbeiten, und
für die Millionen Kinder in diesem
Land, die von Armut betroffen
sind, so dringend gebraucht wird.
Darum fordert die DKP: Keine
neuen Produktionsprogramme für
Waffensysteme der Bundeswehr.
Die Rüstungskosten müssen so -
fort um mindestens zehn Pro zent
gekürzt werden!

Nein zum Krieg

www.kommunisten.de • www.dkp.de • www.unsere-zeit.de



Bildung statt Hochrüstung und Krieg
hier steckt das Geld was auch in der Bildung so dringend benötigt wird.
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1 Waffenprogramme nach Bundeswehrplan 2009 (Generalinspekteur 10.6.2008)
2 Kosten enthalten Beschaffungkosten + anteilige Forschung & Entwicklung und Erprobung 
3 Baukosten = reine Baukosten + Baunebenkosten (Honorare, Gebuhren). Nach Baukosen-lnformationszentrum/BKI 2008 deutscher Architektenkammer
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Ausfüllen, ausschneiden & abschicken an:
DKP-Parteivorstand
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen
www.dkp.de
E-Mail: dkp.pv@t-online.de

„Der Vorstand der IG Metall wird
auf gefordert, den inhaltlichen 
Zu sammenhang von Sozialabbau
und Rüstungsausgaben auf allen
Ebenen der Organisation wieder
stärker zu thematisieren.“ Das
beschloss der 21. ordentliche Ge -
werkschaftstag der IG Metall im
November 2007 in Leipzig. Doch
allen friedenspolitischen Be -
schlüssen dieses Gewerkschafts -
tages zum Hohn hat der IG-Metall-
Vorsitzende Berthold Huber in
einem Brief an die Bundeskanzlerin
sich für den A400M stark gemacht,
wie in der aktuellen „metallzei-
tung“ nachzulesen ist. Das Pro -
gramm dürfe nicht gestoppt wer-
den, so Huber, da sonst allein in
Deutschland mehr als 10 000 Jobs
in Gefahr seien. Hat sich der IG-
Metall-Vorsitzende eigentlich mal
gefragt, wie viele Menschen nicht
nur in Gefahr, sondern unmittelbar
vom Tod bedroht sind, wieviel
Arbeitsplätze in Schutt und Asche
liegen werden, wenn die 37 Tonnen
fassende Fracht des A400M, voll
von Panzern, Raketenwerfern,
Kampf hubschraubern und Sol -
daten, in Kriegsgebieten zum Ein -
satz kommt?
Statt sich für dieses teuerste
Militärflugzeug aller Zeiten stark zu
machen wäre es seine Aufgabe und
Verantwortung, aktiv zu werden
für das „Arbeitsprogramm Rüs -
tungs  konversion“, wie in dem
Antrag 1064 aus Hannover gefor-
dert, der als Material an den
Vorstand auf dem Gewerkschafts -
tag angenommen wurde.
Zur Erinnerung ein Auszug aus der
Entschließung 1 des 21. Gewerk -
schaftstages, die auch für einen
Gewerkschaftsvorsitzenden ver-
bindlich ist: „Die IG Metall lehnt
Krieg als Mittel der Politik ab. In
Spannungs- und Krisenfällen muss
auf eine zivile Konfliktlösung ge -
setzt werden. Die IG Metall fordert
eine breite öffentliche Debatte über
die Neuorientierung von Bundes -
wehr und Nato sowie über die Rolle
der UN als Akteur in globalen
Sicherheitsfragen. Zudem unter-
stützt die IG Metall betriebliche
Ansätze und Programme zur Rüs -
tungskonversion.“

Wolfgang Teuber
UZ-Chefredakteur

Stark gefährlich

UZ-Extra Kommentar

Bundeswehr raus 
aus Afghanistan

850 Soldaten zusätzlich (350
davon als „Einsatz re ser ve“),
eine Umschichtung der einge-
setzten Truppe, die Auf -
stockung der Kriegskasse für
den Afghanistan-Einsatz in
den nächsten zwölf Mona ten
um mehr als 271 Mil lio nen Euro
und sogenannte „einsatzbe-
dingte Zusatz kos ten“ für den
Krieg in Af ghanistan von mehr
als einer Milliarde Euro im lau-
fenden Jahr – die Bundes -
kanzlerin nennt das einen
„sehr viel stärker defensiven
Ansatz“ der Bundes wehr am
Hindu kusch. Zur Begründung
der haarsträubenden Propa -
gan dafloskel ist jetzt von der
Ausbildung der af ghanischen
Armee die Rede.

Doch um was es der milita-
ristischen Fraktion in Berlin
und in den Medien geht,
sagte in aller Deutlichkeit der
verteidigungspolitische Spre -

cher der Unions frak tion: „Wer
sich jetzt darüber aufregt,
dass in einem kriegsähn-
lichen Umfeld auch auf
Menschen geschossen wird,
muss sich fragen lassen, in
welcher Realität er lebt“, und
er forderte, „Überlegungen
zum Ein satz schwerer Waffen
nicht mehr auszuweichen“,
denn „wir sind in Afghanis tan
nicht nur zum Brunnen -
bohren und Brücken bau en ...“

Das Gerede vom Ausbil -
dungs  einsatz der Bundes -
wehr hat sein Verfallsdatum
überschritten. Die wahren
Gründe sind, es handelt „sich
in der Gesamtregion um ein
Kerngebiet, bei dem deut-
sche Sicherheits-, aber auch
Wirt schaftsinteressen be -
rührt sind, Stichwort Ener -
gie.“ (Kriegsminis ter Gutten -
berg im Interview mit „Die
Zeit“, 28. 1. 2010).
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Rote Fahnen
sieht man besser
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Die „Verteidigungs“minister
der EU halten an der
Anschaffung des Militär-

Transportflugzeugs A400M, des
wohl teuersten Militärflugzeugs
aller Zeiten, fest. Es wird ange-
schafft, obwohl überall eisern
gespart werden soll: im öffent-
lichen Dienst, in den kommunalen
Haus halten und sogar bei den
Hartz-IV-Sätzen. Es ist kein Geld
da? Falsch! Es kommt darauf an,
wofür ...

Bei der Auftragserteilung im
Mai 2003 war festgelegt worden,
dass Airbus/EADS insgesamt 180
Maschinen für 20 Milliarden Euro
herstellen soll. Davon 60 für die
Bundeswehr. Weitere Abnehmer
sind Frankreich, Großbritannien,
Spanien, Belgien, Luxemburg und
die Türkei. EADS machte inzwi-
schen Mehrkosten von 11,2 Milliar -
den Euro geltend. Gegen Ende
2009 drohte EADS, das Projekt zu
stoppen, wenn die Mehrforderung
nicht bewilligt wird.

Das Flugzeug ist zur im Grund -
gesetz vorgesehenen Landes ver -
tei di gung völlig ungeeignet. Mit

seiner großen Reichweite (bis zu 
6 600 km bei 20 t Nutzlast), seiner
Ladekapazität (bis zu 37 t), seiner
Flughöhe (bis zu 12 km), seiner
Fähigkeit zu Start und Landung
auch auf kurzen Pisten ist es aus-
schließlich für den „globalen Ein -
satz“ konstruiert. Als „strategischer
Transporter“ soll es zur raschen
Verlegung von Panzern, Kampf -
hubschraubern und Trup pen über
große Entfernungen in Krisenge -
biete außerhalb Europas dienen.
Das Flugzeug entspricht also
genau der EU- und NATO-Strategie,
die für die nächsten Jahre verstärk-

tes Eingreifen in außereuropäische
Konflikte vorsieht. Rechnen wir
nach, was das kostet: Die Regie -
rungen haben etwa 23 Milliarden
zugesagt. Das sind etwa 128 Mil -
lionen für ein einziges Flugzeug.
Davon 60 für die BRD macht 7,7
Milliarden. Die Schulden der 19 am
stärksten verschuldeten Städte
Nordrhein-Westfalens beliefen
sich 2008 auf 8,5 Milliarden. 

Mit anderen Worten: Mit dem
Verzicht auf das Projekt könnten
die NRW-Städte mit einem Schlag
fast völlig von ihrer Schuldenlast
befreit werden.

Kohle in die 
Luft gepufft

Unsere Zukunft –
atomwaffenfrei

Fast 20 Jahre nach Ende
des Kalten Krieges lagern
immer noch Atomwaffen
in Deutschland, die für den
Einsatz im Ernstfall vorge-
sehen sind. Jede einzelne
dieser Atomwaffen hat die
Zerstörungskraft von meh-
reren Hiroshima-Bomben.
Warum sind sie noch da?
Sie tragen nicht zu unserer
Sicherheit bei! Ganz im Ge -
genteil, sie ziehen Gelder
ab, die wir gegen die heuti-
gen Bedrohungen (z. B. den
Klimawandel) benötigen.
Wenn Deutschland weiter-
hin an Atomwaffen fest-
hält, können wir andere
Länder nicht glaubwürdig
über zeugen, auf Atom -
waffen zu verzichten ...
Die Mitarbeit an der Ein -
satzplanung von Atom -
waffen muss eingestellt
und der Abzug aller Atom -
waffen aus Deutschland
veranlasst werden. Es dür-
fen keine Kampfbomber
und Soldaten für den
Einsatz von Atomwaffen
bereitgestellt werden.
Das Ziel der Kampagne ist,
dass Deutschland bei der
Überprüfungskonferenz
des Atomwaffensperrver -
trages im Jahr 2010 vor den
Vereinten Nationen ver-
kündet: „Deutschland ist
atomwaffenfrei: Wir haben
die nukleare Teilhabe be -
endet, als Schritt zu einer
atomwaffenfreien Welt.“
Aus: Kampagne
www.atomwaffenfrei.de 

Jetzt 10 Wochen 
kostenlos 
zur Probe bestellen!
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10 000 Demonstranten mar-
schierten am 20. März durch
Washington mit der Forderung,
die Kriege in Afghanistan und dem
Irak zu beenden. Den Marsch am
siebten Jahrestag des Überfalls
auf den Irak führten Veteranen der
US-Kriege seit Vietnam an. Ihr
Slogan: „Wir brauchen Jobs und
Schulen, nicht Krieg.“ Der Zug
stoppte an der Zentrale des Söl d -
nerunternehmens Halliburton,
das im Irak eine Blutspur hinter-
lassen hat.

Der Aktivist Ralph Nader warf
in seiner Kundgebungsrede
Präsident Obama vor, dieser setze
im Wesentlichen die Kriegspolitik
seines Vorgängers fort. „Wann das

Lager in Guantánamo geschlossen
wird ist immer noch offen“, klagte
er den Präsidenten an. Einzig die
Reden Obamas seien besser als die
Bushs. „Die Maschine USA produ-
ziert Krieg, gleichgültig wer
Präsident ist“, rief ein weiterer
Redner, Veteran des Irakkriegs, den
Demonstranten zu. Ramsey Clark,
früher hoher Beamter im US-
Justizministerium, forderte die
Justiz auf, die Verantwortlichen für
den Irakkrieg zu belangen.

Auch in New York, Los Angeles
und San Francisco nahm die
Friedensbewegung den Jahrestag
zum Anlass von Protest. In San
Francisco verglich Daniel Ellsberg,
der 1971 als Re gierungsmitarbeiter

In der Nacht vom 8. zum 9. Mai
1945 unterzeichneten Vertreter
der Wehrmacht die bedin-

gungslose Kapitulation. Das fa -
schistische Deutschland war be -
siegt: durch den antifaschistischen
Widerstandskampf, die Illegalen,

die Kämpfer in den Zuchthäusern
und Konzentrationslagern, die
Partisanen und die Kämpfer der
Armeen der Antihitlerkoalition.

1945 schworen viele Menschen
Schlussfolgerungen zu ziehen, Krieg
und Faschismus nie wieder zuzulas-

Gegen die KriegsmaschineGegen die Kriegsmaschine

Nie wieder Faschismus!

sen. Doch der Antikom mu nismus
wurde im Westen Deutsch  lands
bald wieder zur Staats doktrin, Nazi-
und Kriegsver brecher wurden reha-
bilitiert, die alten Macht- und Ei -
gentums verhältnisse wieder herge-
stellt. Es wurde wieder aufgerüstet.

Kom munistinnen und Kom munis -
ten stellten sich in Ost wie West
dagegen. In der DDR engagierten
sie und viele andere sich für den
Aufbau eines antifaschistischen,
fried liebenden, sozialistischen
Staates.

Der Antikommunismus blieb
nach 1990 Staatsdoktrin. Die DDR
wird nur noch als „Unrechtsstaat“
dargestellt, schlimmer als das
Nazireich. Der Antifaschismus der
DDR wird verleumdet: Er sei „verord-
net“ gewesen. Eben dieser Anti -
faschismus täte der Bundes republik
heute und künftig gut! Dagegen
werden gesellschaftliche Hinter-
g rün de des Faschismus sowie die
Zusammenhänge von Kapital und
faschistischem Macht anspruch ver-
schwiegen oder verfälscht.

Heute ist es notwendig, hierzu-
lande wie international den
Kampf gegen faschistische Struk -
turen und Denkweisen sowie die
Ursachen des Faschismus und für
ein Verbot der NPD weiter zu ver-
stärken. Wir fordern das Verbot
und die Auflösung aller neo fa -
schis tischen Organisationen und
Parteien, das Verbot neofasschis -
tischer, rassistischer, ausländer-
feindlicher Aktivitäten entspre-
chend Art. 139 Grundgesetz.

mit der Veröffentlichung der
„Pentagon Papers“ die Wahrheit
über den schmutzigen Krieg der
USA ans Licht brachte, die Si tua -

tion damals mit der von heute.
„Sie haben geglaubt, unser Protest
sei sinnlos. Sie haben sich  ge -
täuscht.“


